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Einleitung

Hintergrund der Untersuchung

Aufgabe des Produktsicherheitsrechts ist es, die Öffentlichkeit vor Gefah-
ren zu schützen. Atemnot, Vergiftung, Verätzung oder Brandgefahr1 stel-
len etwa Risiken dar, vor denen die Marktüberwachungsbehörden die
Öffentlichkeit bewahren wollen. Aber nicht nur die Hoheitsträger sind
für die Gewährleistung von Produktsicherheit verantwortlich. Auch den
Wirtschaftsakteuren2 obliegt eine entsprechende Pflicht, auch Product Com-
pliance3 genannt. Neben zivil- und strafrechtlichen Sanktionierungen als
Folge unsicherer Produkte bestimmt das Produktsicherheitsrecht die öf-
fentlich-rechtlichen Anforderungen.4 Die Einhaltung der produktsicher-
heitsrechtlichen Anforderungen gewinnt vermehrt an Bedeutung.

Das europäische Produktsicherheitsrecht wird von dem Grundsatz be-
herrscht, dass die Wirtschafsakteure eigenverantwortlich und ohne restrik-
tive Marktzugangsbedingungen ihre Waren auf den Binnenmarkt vertrei-
ben können, solange diese sicher sind. Der europäische Binnenmarkt
stellt den freien Warenverkehr und einheitliche Wettbewerbsbedingungen
sicher. Gleichzeitig sind im europäischen Binnenmarkt die Bewohner vor
solchen Produkten zu schützen, von denen ein Risiko ausgeht. Die Markt-
überwachung soll dafür sorgen, dass der freie Warenverkehr funktioniert
und keine unsicheren Produkte auf dem europäischen Binnenmarkt ver-
trieben werden.5

Die Prüfung, ob die auf dem Binnenmarkt der Europäischen Union
verbreiteten Produkte sicher sind, ist Aufgabe der mitgliedstaatlichen

A.

1 European Commission – Justice and Consumers, Annual RAPEX Report 2017, S. 10.
2 Das Gesetz über die Bereitstellung von Produkten auf dem Markt (ProdSG) v.

08.11.2011, BGBl. I S. 2178, i.d.F.v. 31.08.2015, BGBl. I S. 1474 (im Folgenden
„ProdSG“) definiert den Begriff der Wirtschaftsakteure. Wirtschaftsakteure i.S.d.
§ 2 Nr. 29 ProdSG sind Hersteller, Bevollmächtigter, Einführer und Händler. S. zur
Begriffsdefinition dieser § 2 Nr. 14, Nr. 6, Nr. 8, Nr. 12 ProdSG.

3 Krey/Kapoor, PraxisLeitfaden ProdSR, S. 20.
4 S. zu den rechtlichen Folgen, wenn die gesetzlichen Vorgaben missachtet werden

Krey/Kapoor, PraxisLeitfaden ProdSR, S. 176 ff.
5 Stober, Allgemeines Wirtschaftsverwaltungsrecht, S. 196 f.
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Marktüberwachungsbehörden.6 Stellen die Marktüberwachungsbehörden
aufgrund ihrer Tätigkeit fest, dass von einem am Markt verfügbaren Pro-
dukt eine Gefahr ausgeht, haben sie die erforderlichen Maßnahmen zu
ergreifen, um die Risiken einzudämmen.7 Die Verwirklichung des freien
Binnenmarkts in der Europäischen Union bringt es mit sich, dass Produk-
te meist nicht nur in einem Mitgliedstaat vertrieben werden, sondern in
mehreren verfügbar sind. Sowohl die mitgliedstaatlichen Behörden als
auch die Wirtschaftsakteure stehen in einem regen Austausch, um gemein-
sam gefährliche Produkte vom Markt zu nehmen und so die Sicherheit der
Verbraucher zu gewährleisten.8

Dies zeigt, welcher Stellenwert Informationen im Rahmen des Produkt-
sicherheitsrechts zukommt. Teilweise wird das Produktsicherheitsrecht da-
her auch als Informationsrecht bezeichnet.9 Informationsflüsse zwischen
den Wirtschaftsakteuren, den Marktüberwachungsbehörden und der Öf-
fentlichkeit ergänzen und verdrängen die typischen Handlungsformen
der Verwaltung.10 Die Beobachtung, dass die Europäische Union sich zu
einer Informationsgesellschaft entwickelt,11 trifft auch auf das Produktsi-
cherheitsrecht zu.

Mit RAPEX wurde von der EU-Kommission ein System im Bereich der
gefährlichen Konsumgüter (mit Ausnahme von Nahrungs- und Arzneimit-
teln sowie medizinischer Geräte) geschaffen, über das Informationen über
unsichere Produkte in der Europäischen Union verbreitet werden. Für
RAPEX gibt es keine einheitliche Definition. Teilweise wird es als „System
for the Rapid Exchange of Information on Dangers arising from the Use of Con-
sumer Products“12, teilweise als „Rapid Alert System for Non-Food-Products“13

6 § 25 und § 26 Abs. 1 Satz 1 ProdSG.
7 § 26 Abs. 2 Satz 1 ProdSG.
8 Vgl. European Commission – Justice and Consumers, Annual RAPEX Report 2017,

S. 3.
9 Schucht, NVwZ 2017, 434.

10 Möstl, LMuR 2015, 185, 186; Ossenbühl, NVwZ 2011, 1357; Remmert, in: Erich-
sen/Ehlers, AllgVerwR, § 37 Rn. 1; Schoch, NVwZ 2011, 193; Schulte, in: Hoff-
mann-Riem/Schmidt-Aßmann, VerwR in der Informationsgesellschaft, S. 333,
334 ff.; so speziell für das Produktsicherheitsrecht Schumann, Europäisches Pro-
duktsicherheitsrecht, S. 160 sowie Schucht, NVwZ 2017, 434, 438 f.

11 Johlen, in: Tettinger/Stern, GRCh, Art. 8 Rn. 1.
12 So Schumann, Europäisches Produktsicherheitsrecht, S. 164.
13 European Commission – Justice and Consumers, Annual RAPEX Report 2017; Trenk-

ler, Risikoverwaltung, S. 202.
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bezeichnet. Inzwischen scheint sich die Bezeichnung „Rapid Exchange of
Information System“14 durchgesetzt zu haben.

RAPEX dient zum einen dazu, die interne Behördenkommunikation
zwischen der EU-Kommission und den Mitgliedstaaten sicherzustellen.
Zum anderen bildet es die Grundlage für die Information der Öffentlich-
keit über Produktrisiken auf der RAPEX-Website der EU-Kommission. Die
RAPEX-Website wurde Ende 2018 zum Zweck der externen Kommunika-
tion in Safety Gate-Website umbenannt.15

Seit Einführung des neuen Produktsicherheitsgesetzes im Jahr 2011 stieg
die Zahl der deutschen Meldungen in RAPEX – mit Ausnahme von 2015
– jährlich an, wobei die Zahl seit 2017 nahezu gleich geblieben ist.16

Im Jahr 2018 wurden von den europäischen Mitgliedstaaten insgesamt
2.257 RAPEX-Meldungen ausgelöst.17 Dies entspricht durchschnittlich ca.
43 Meldungen pro Woche, die von der EU-Kommission, den nationalen
Kontaktstellen der Mitgliedstaaten und weiteren dritten Privatanbietern,
die die Daten übernehmen, verbreitet werden.

Vor diesem Hintergrund staatlicher Informationstätigkeit ist insbeson-
dere zu untersuchen, welche Auswirkungen RAPEX im Hinblick auf
potentielle Grundrechtseinschränkungen der Wirtschaftsakteure hat. Des

14 Gauger, Produktsicherheit, S. 27; Gundel, ZLR 2008, 159, 161; Klaus, in: Meyer/
Streinz, LFGB, BasisVO, HCVO, Art. 50 BasisVO Rn. 2; Koch, InTeR 2013, 146,
153; Schroeder, ZLR 2009, 531, 540; Schucht, DÖV 2014, 21, 25; Wegmer, Behörd-
liche Informationstätigkeit, S. 313; Wiebe, Unternehmerfreiheit versus Verbrau-
cherschutz?!, S. 376; mit der Ergänzung „for Non-Food-Products“ auch Länderaus-
schuss für Arbeit und Sicherheitstechnik, Handlungsanleitung Marktüberwachung,
S. 11.

15 Abschn. II.3.4.5.1. des Anhangs (im Folgenden „RAPEX-Leitlinien“) des Durch-
führungsbeschlusses (EU) 2019/417 der Kommission vom 08.11.2018 zur Fest-
legung von Leitlinien für die Verwaltung des gemeinschaftlichen Systems
zum raschen Informationsaustausch „RAPEX“ gemäß Artikel 12 der Richtlinie
2001/95/EG über die allgemeine Produktsicherheit und für das dazugehörige
Meldesystem (im Folgenden „Durchführungsbeschluss (EU) 2019/417“); vgl.
auch European Commission – Justice and Consumers, Annual RAPEX Report 2018,
S. 7.

16 BAuA, Gefährliche Produkte 2018, S. 5; BAuA, Gefährliche Produkte 2019, S. 5:
2017 wurden von Deutschland 364 Meldungen in RAPEX eingestellt, 2018 waren
es 362 Meldungen. Vgl. auch Übersicht der EU-Kommission, EU-Schnellwarnsys-
tem für gefährliche Nichtlebensmittel – Ergebnisse je Land 2018, abrufbar unter
https://ec.europa.eu/consumers/consumers_safety/safety_products/rapex/alerts/re
pository/content/pages/rapex/reports/docs/RAPEX.2018.Factsheet.DE.pdf (letzter
Abruf: 24.05.2020).

17 European Commission – Justice and Consumers, Annual RAPEX Report 2018, S. 9.

A. Hintergrund der Untersuchung

25

https://ec.europa.eu/consumers/consumers_safety/safety_products/rapex/alerts/repository/content/pages/rapex/reports/docs/RAPEX.2018.Factsheet.DE.pdf
https://ec.europa.eu/consumers/consumers_safety/safety_products/rapex/alerts/repository/content/pages/rapex/reports/docs/RAPEX.2018.Factsheet.DE.pdf


Weiteren ist das Augenmerk auf Rechtsschutzmöglichkeiten zu richten.
Nicht umsonst wird davor gewarnt, dass Informationen so „irreversibel
wie die Todesstrafe“ seien.18

Stand der Diskussion

Der Schwerpunkt der juristischen Auseinandersetzung mit RAPEX kon-
zentrierte sich bislang hauptsächlich darauf, RAPEX als Beispiel eines
Schnellwarninformationssystems im Rahmen der jeweiligen Arbeit anzu-
führen19 oder RAPEX an sich kurz darzustellen.20 Im Übrigen war RAPEX
als Hauptthema lediglich Gegenstand einiger Aufsätze.21 Eine tiefgründi-
ge Untersuchung von RAPEX nahm – soweit ersichtlich – bislang nur
Pitzer vor.22 Dessen Arbeit beschränkt sich aber auf eine Untersuchung
des Rechtsschutzes auf nationaler23 Ebene. Sie thematisiert schwerpunkt-
mäßig, ob RAPEX-Meldungen und ihre Veröffentlichung auf der RAPEX-
Website einen Grundrechtseingriff darstellen. Ausgeklammert werden je-
doch etwa Fragen, welche Grundrechtsordnung einschlägig ist, ob der Ein-
griff gerechtfertigt werden kann sowie die Möglichkeit, auf europäischer
Ebene Rechtsschutz zu suchen. Eine umfassende rechtliche Aufarbeitung
des Schnellwarninformationssystems ist daher vonnöten.

B.

18 Ossenbühl, Umweltpflege, S. 58; so auch von Danwitz, Staatliche Produktempfeh-
lungen, S. 87. Nicht ganz so weitgehend Klindt, ProdSG a.F., § 8 Rn. 20.

19 Deißler, Informationsqualität in europ. Informationssystemen; Heußner, Informa-
tionssysteme im Europäischen Verwaltungsverbund; Wegmer, Behördliche Infor-
mationstätigkeit; Wiebe, Unternehmerfreiheit versus Verbraucherschutz?!.

20 Gauger, Produktsicherheit, S. 252 ff.; Schieble, Produktsicherheitsgesetz und eu-
ropäisches Gemeinschaftsrecht, S. 85 ff.; Schumann, Europäisches Produktsicher-
heitsrecht, S. 164 ff.; Trenkler, Risikoverwaltung, S. 202 ff.; Weiß, Produktsicher-
heit, S. 404 ff.

21 Polly, InTeR 2013, 216 ff.; Schiereck/Wendt, Der Betrieb 2017, 1923 ff.; Schucht,
DÖV 2014, 21 ff.; Schucht, BB 2017, 455 ff.; Schucht, NVwZ 2017, 434 ff.; Soro, in:
Landesbeauftragten für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht in
Zusammenarbeit mit der Alcatel-Lucent-Stiftung für Kommunikationsforschung
und der Deutschen Gesellschaft für Recht und Informatik e.V., Internationales
Symposium 2011.

22 Pitzer, RAPEX.
23 Wenn in den folgenden Ausführungen von nationalem Recht gesprochen wird,

ist grundsätzlich das der Bundesrepublik Deutschland gemeint, es sei denn es
ergibt sich etwas Anderes aus dem Zusammenhang.
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Gegenstand und Gang der Untersuchung

Ziel dieser Arbeit ist es, Inhalt, Verfahren und Grundlagen der RAPEX-
Meldungen und ihrer Veröffentlichung auf der RAPEX-Website grundle-
gend herauszuarbeiten und RAPEX als ein Element des europäischen Ver-
waltungsverbunds zu erfassen und einzuordnen. Ein Schwerpunkt wird
auf den Schutz konträrer Grundrechtspositionen gelegt.

Nicht Gegenstand der Untersuchung ist die allgemeine historische
Entwicklung des Produktsicherheitsrechts seit der Entwicklung aus dem
klassischen Arbeitsschutzrecht in den sechziger Jahren. Diese Entwick-
lung wurde bereits ausführlich in eigenen Monographien dargestellt.24

Auch die für eine RAPEX-Meldung erforderlichen produktsicherheits-
rechtlichen Standardmaßnahmen i.S.d. § 26 Abs. 4 ProdSG werden le-
diglich kurz im Kontext zu den Meldekriterien thematisiert. Ebenfalls
wird die der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin25 auf-
erlegte Veröffentlichungspflicht nach § 31 ProdSG kein Untersuchungsge-
genstand, sondern lediglich vergleichend herangezogen. Forschungsgegen-
stand bleibt damit allein, wie RAPEX als behördliche Produktinformation
im europäischen Verwaltungsverbund grundrechtsdogmatisch eingeord-
net und Rechtsschutz hiergegen gesucht werden kann.

Die Arbeit gliedert sich vor diesem Hintergrund in drei Kapitel. Kapitel
eins befasst sich mit den Grundlagen des Schnellwarninformationssystems
RAPEX. Bausteine, Rechtsrahmen und Ablauf des RAPEX-Meldeverfah-
rens sind zu erläutern, bevor die Voraussetzungen und Rechtsfolgen einer
RAPEX-Meldung und deren Veröffentlichung auf der RAPEX-Website auf-
zuzeigen sind. Hier gilt es, die beiden Maßnahmen in den Kontext der
Marktüberwachung einzuordnen und von anderen Verhaltens-, Melde-
und Veröffentlichungspflichten abzugrenzen. Das Kapitel schließt mit der
Untersuchung der Rechtsnatur der RAPEX-Meldung sowie deren Veröf-
fentlichung.

Das zweite Kapitel der Arbeit geht der Frage nach, wie RAPEX als Ele-
ment der europäischen Kooperation grundrechtsdogmatisch einzuordnen
ist. Hierzu wird zunächst die Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen
den Mitgliedstaaten und der Europäischen Union hin zu einem europä-

C.

24 Gauger, Produktsicherheit, S. 38 ff.; Schieble, Produktsicherheitsgesetz und eu-
ropäisches Gemeinschaftsrecht, S. 33 f.; Schumann, Europäisches Produktsicher-
heitsrecht, S. 40 ff.; speziell für RAPEX auch bei Pitzer, RAPEX, S. 3 ff.; s. hierzu
auch Krey/Kapoor, PraxisLeitfaden ProdSR, S. 167 ff.

25 Im Folgenden „BAuA“.
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ischen Verwaltungsverbund ins Auge gefasst. Ausgehend hiervon wird
gezeigt, dass RAPEX ein Teil dieses europäischen Verwaltungsverbunds ist.
Anschließend wird der Blick auf den Grundrechtsschutz im Europäischen
Verwaltungsverbund gerichtet und untersucht, welche Grundrechtsord-
nung im Rahmen von RAPEX anzuwenden ist. Sodann wird das grund-
rechtliche Spannungsverhältnis, welches sich durch RAPEX ergibt, zwi-
schen den Abwehrrechten der Wirtschaftsakteure und der Schutzpflichten
der Öffentlichkeit in den Blick genommen. Die jeweils auf beiden Seiten
in Betracht kommenden Grundrechtseinschränkungen sind gegenüberzu-
stellen und der Frage ihrer Rechtfertigung ist nachzugehen.

Das dritte Kapitel beschäftigt sich mit der Frage, wie das Rechtsschutz-
system von RAPEX ausgestaltet ist. Hier wird zunächst analysiert, wie sich
der europäische Verwaltungsverbund auf den Rechtsschutz auswirkt. An-
schließend wird im Einzelnen untersucht, welche Rechtsschutzmöglich-
keiten den betroffenen Wirtschaftsakteuren zur Verfügung stehen. Sodann
kann das Rechtsschutzniveau im RAPEX-Verfahren eingeordnet werden.
Hierfür ist auch auf die Rechtsschutzgarantie auf europäischer Ebene
einzugehen. Um Rechtsschutzdefiziten zu begegnen, ist schließlich zu
beleuchten, ob ein Vergleich mit der Ausgestaltung des Rechtsschutzes
in anderen Informationssystemen neue Erkenntnisgewinne bringt und auf
das RAPEX-Verfahren ebenfalls Anwendung finden sollte.

Die Arbeit endet mit abschließenden Erwägungen. Diese enthalten
einen Ausblick auf die Reformbestrebungen sowie aktuelle Entwicklungen
auf europäischer Ebene und einer Zusammenfassung der Erkenntnisse
dieser Arbeit in Thesenform.
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Das Schnellwarninformationssystem RAPEX

Das europäische Schnellwarninformationssystem26 RAPEX sorgt für einen
schnellen Austausch von Informationen über unsichere Produkte zum
Schutz der Öffentlichkeit. Um sich den Voraussetzungen einer einzel-
nen RAPEX-Meldung und ihrer Veröffentlichung anzunähern, werden zu-
nächst die zugrundeliegenden rechtlichen Rahmenbedingungen betrach-
tet. Insbesondere die auf unionsrechtlichen Vorgaben beruhenden und in
§§ 29 ff. ProdSG statuierten Informations- und Meldepflichten prägen das
Produktsicherheitsrecht. Auf dieser Basis kann dann eine Einordnung in
den marktüberwachungsrechtlichen Kontext erfolgen sowie die Rechtsna-
tur dieser Maßnahmen in den Blick genommen werden.

RAPEX-Bausteine

RAPEX stellt ein System der Europäischen Union zum raschen Informa-
tionsaustausch dar.27 Es ist für die interne Behördenkommunikation zwi-
schen der EU-Kommission und den Mitgliedstaaten gedacht und dient
als Grundlage für die Öffentlichkeitsinformation über Produktrisiken. Ver-
schiedene Bausteine, die in ihrer Gesamtheit RAPEX bilden, sichern diese
beiden Funktionen.

Bausteine des Schnellwarninformationssystems RAPEX sind nach
Abschn. II.1.2. der RAPEX-Leitlinien die rechtlichen Rahmenbedingun-
gen, die RAPEX-Anwendung, das heißt die Online-Anwendung, die den
Datenaustausch zwischen Mitgliedstaaten und EU-Kommission ermög-
licht, das Netz der RAPEX-Kontaktstellen, also der zuständigen Stellen
in den Mitgliedstaaten, das nationale RAPEX-Netz, bestehend aus RAPEX-
Kontaktstelle und den zuständigen mitgliedstaatlichen Behörden, der zu-
ständigen Kommissionsdienststelle als RAPEX-Team, einer Schnittstelle
zwischen RAPEX und dem Informations- und Kommunikationssystem für

Kapitel 1 –

A.

26 So für RAPEX auch Heußner, Informationssysteme im Europäischen Verwal-
tungsverbund, S. 87.

27 Erwägungsgrund 1 des Durchführungsbeschlusses (EU) 2019/417.
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die Marktüberwachung28 sowie die RAPEX-Website,29 auf der die RAPEX-
Meldungen veröffentlicht werden und die RAPEX-Veröffentlichungen. Bei
Letzteren handelt es sich nicht um die Veröffentlichung der RAPEX-Mel-
dungen auf der RAPEX-Website, sondern vielmehr um sonstige Veröffent-
lichungen wie RAPEX-Statistiken oder RAPEX-Jahresberichte.30

Rechtsrahmen

Die rechtlichen Grundlagen des RAPEX-Meldeverfahrens sowie der Ver-
öffentlichung der RAPEX-Meldung sind im europäischen Recht und im
nationalen Recht der Mitgliedstaaten verankert.

Europäisches Recht

Ein Informationssystem zum raschen Austausch von Informationen über
Gefahren bei der Verwendung von Konsumgütern wurde erstmals 1984
vom Rat der Europäischen Gemeinschaften eingeführt.31 Das damals ge-
schaffene Informationssystem entwickelte sich entlang der europarechtli-
chen Bestrebungen im Produktsicherheitsrecht32 weiter bis zu der Aus-
gestaltung des Schnellwarninformationssystems RAPEX, wie es heute be-
kannt ist.

B.

I.

28 S. hierzu unter Kap. 1 F. II. 1. a) bb).
29 Abrufbar unter https://www.ec.europa.eu/rapex (letzter Abruf: 24.05.2020).
30 Abschn. II.1.2. der RAPEX-Leitlinien.
31 Entscheidung des Rates vom 02.03.1984 zur Einführung eines gemeinschaftli-

chen Systems zum raschen Austausch von Informationen über die Gefahren bei
der Verwendung von Konsumgütern (84/133/EWG), ABl. L 70 v. 13.03.1984,
S. 16 f. (im Folgenden „Entscheidung 84/133/EWG“).

32 Vgl. zu der Entwicklung des Produktsicherheitsrechts im Allgemeinen: Gau-
ger, Produktsicherheit, S. 38 ff.; Langner/Klindt/Schucht, in: Dauses/Ludwigs, EU-
WirtschaftsR-Hdb., C. VI. Rn. 4 f.; Merten, Private Entscheidungsträger, S. 37 ff.;
Schucht, EuZW 2017, 46 ff.; Schumann, Europäisches Produktsicherheitsrecht,
S. 40 ff.; zur Entwicklung von RAPEX: Fluck/Sechting, DVBl 2004, 1392, 1394;
Pitzer, RAPEX, S. 3 ff.
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Allgemeine Produktsicherheitsrichtlinie

Die Grundlage für das RAPEX-Meldeverfahren schafft Art. 12 der allge-
meinen Produktsicherheitsrichtlinie 2001/95/EG.33 Die ProdSRL stellt den
Kernbereich des europäischen Produktsicherheitsrechts dar,34 da sie „auf-
grund ihrer in Art. 1 Abs. 2 [ProdSRL] fußenden Dachfunktion“ als lex ge-
neralis die grundsätzlichen produktsicherheitsrechtlichen Anforderungen
an das Inverkehrbringen von Produkten innerhalb der Europäischen Uni-
on schafft.35 Ziel der Richtlinie ist es, die Sicherheit von Verbrauchsgütern
zu gewährleisten.36 Gibt es für Produkte keine speziellen unionsrechtli-
chen Sicherheitsvorschriften, findet die ProdSRL Anwendung.37

Das RAPEX-Meldeverfahren ermöglicht den Austausch von Informatio-
nen zwischen den Mitgliedstaaten und der EU-Kommission über Maß-
nahmen hinsichtlich solcher Produkte, die ein ernstes Gesundheits- und
Sicherheitsrisiko darstellen.38 Derjenige Mitgliedstaat, der marktüberwa-
chungsrechtliche Maßnahmen trifft oder solche mit Herstellern oder
Händler vereinbart, welche den Vertrieb von Produkten, von denen eine
ernste Gefahr ausgeht, unterbinden oder einschränken, hat dies nach
Art. 12 Abs. 1 UAbs. 1 ProdSRL der EU-Kommission mit Hilfe von RAPEX
zu melden.39 Das Einstellen der RAPEX-Meldung auf der Homepage der
EU-Kommission – genauer auf der RAPEX-Website – erfolgt auf Grundla-
ge des Art. 16 Abs. 1 UAbs. 1 ProdSRL, der ein Informationsrecht der Öf-
fentlichkeit statuiert, ohne einen Individualanspruch hierauf zu schaffen.40

Neben der ProdSRL als allgemeine Produktsicherheitsrichtlinie existieren
noch zahlreiche produktbezogene Richtlinien, die Sicherheitsanforderun-
gen für die Bereitstellung von Produkten beziehungsweise Produktgrup-
pen am Markt enthalten (sog. Harmonisierungsrechtsvorschriften).41 Die

1.

33 Richtlinie 2001/95/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
03.12.2001 über die allgemeine Produktsicherheit, ABl. L 11 v. 15.01.2002, S. 4 ff.,
i.d.F.v. 01.01.2010 (im Folgenden „ProdSRL“); zur nationalen Umsetzung im
ProdSG s.u. Kap. 1 B. II.

34 Polly, BB 2013, 1164; Schucht, DÖV 2014, 21, 22.
35 Schucht, DÖV 2014, 21, 22.
36 Erwägungsgrund 4 der ProdSRL.
37 Erwägungsgrund 11 der ProdSRL.
38 Erwägungsgrund 1 des Durchführungsbeschlusses (EU) 2019/417.
39 S. zu den Voraussetzungen im Einzelnen Kap. 1 D.
40 Erwägungsgrund 24, 35 der ProdSRL; s. zu den Voraussetzungen im Einzelnen

Kap. 1 E.
41 Länderausschuss für Arbeit und Sicherheitstechnik, Handlungsanleitung Marktüber-

wachung, S. 13.
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hierin enthaltenen Sicherheitsanforderungen sind generalklauselartig for-
muliert und bedürfen der Ausgestaltung durch technische Spezifikationen,
die von europäischen Normungsorganisationen erarbeitet werden.42 Diese
technischen Spezifikationen werden als sog. harmonisierte Normen im
Amtsblatt der Europäischen Union bekannt gemacht.43 Bei diesen Nor-
men handelt es sich um standardisierte technische Lösungen, mit deren
Hilfe technische Probleme bei verschiedenen Produkten gelöst werden
können.44 Erfüllt der Hersteller die hierin enthaltenen (sicherheits-)techni-
schen Anforderungen, gilt im Grundsatz die (widerlegbare) Vermutung,
dass das Produkt diesen Anforderungen entspricht (sog. Konformitätsver-
mutung).45

Verordnung (EG) Nr. 765/2008

Das europäische Produktsicherheitsrecht wurde 2008 durch das als
New Legislative Framework46 bezeichnete Maßnahmenpaket weiterentwi-
ckelt.47 Dieses Paket umfasst mehrere europäische Rechtsakte, mit deren
Hilfe ein einheitlicher Rechtsrahmen für die Durchführung der Konfor-
mitätsbewertung, der Akkreditierung und Marktüberwachung geschaffen
werden sollte.48 Teil des NLF ist die Verordnung (EG) Nr. 765/200849,

2.

42 Die produktspezifische Richtlinie für Maschinen legt bspw. selbst nur grundle-
gende Sicherheits- und Gesundheitsschutzanforderungen fest. Eine differenzierte
Ausgestaltung der Anforderungen soll separat erfolgen, damit diese dem Stand
der Technik zum Zeitpunkt der Herstellung entsprechen sowie technische und
wirtschaftliche Voraussetzungen hinreichend berücksichtigt werden können.
Dies soll durch harmonisierte Normen auf Unionsebene erfolgen, die von
privatrechtlichen Institutionen ausgearbeitet werden, vgl. Erwägungsgrund 14
und 18 der Richtlinie 2006/42/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v.
17.05.2006 über Maschinen und zur Änderung der Richtlinie 95/16/EG (Neufas-
sung), ABl. L 157 v. 09.06.2006, S. 24, i.d.F.v. 26.07.2019 (im Folgenden „Maschi-
nenrichtlinie“).

43 Länderausschuss für Arbeit und Sicherheitstechnik, Handlungsanleitung Marktüber-
wachung, S. 13.

44 Koch, InTeR 2013, 146, 147.
45 Länderausschuss für Arbeit und Sicherheitstechnik, Handlungsanleitung Marktüber-

wachung, S. 13.
46 Im Folgenden „NLF“.
47 Klindt/Wende, maschinenrichtlinie aktuell 2016, 14, 15.
48 Kapoor/Klindt, EuZW 2008, 649, 652 f.
49 Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom

09.07.2008 über die Vorschriften für die Akkreditierung und Marktüberwachung
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mit der der europäische Gesetzgeber die produktsicherheitsrechtlichen Re-
gelungen nach der mit dem New Approach verfolgten Teilharmonisierung
in den achtziger Jahren weiter angleichen und einen einheitlichen europä-
ischen Binnenmarkt schaffen wollte.

Mit der VO (EG) Nr. 765/2008 wurde „erstmals eine Art ordnungspoliti-
sche[r] Überbau der hoheitlichen Marktüberwachung“ geschaffen, auch
wenn nach wie vor kein einheitliches europäisches Produktsicherheits-
recht existiert.50 Die Verordnung bildet ein übergeordnetes Gerüst für
Akkreditierung, Marktüberwachung, Kontrolle von Produkten aus Dritt-
staaten und CE-Kennzeichnung.51 Um einen einheitlichen Standard im
europäischen Binnenmarkt herzustellen, der eine gleiche Anwendung der
Harmonisierungsrechtsvorschriften sicherstellen soll, statuiert die Verord-
nung in diesem Bereich an die Marktüberwachung unmittelbar geltende
Mindestanforderungen.52 Geht von einem Produkt eine ernste Gefahr
aus, erfordern etwaige vertriebsbeschränkende Marktüberwachungsmaß-
nahmen den zügigen Informationsaustausch zwischen den mitgliedstaat-
lichen Behörden und der EU-Kommission.53 Da RAPEX ein effizientes
Mittel hierfür darstellt, soll es auch auf Produkte, die unter Harmonisie-
rungsrechtsvorschriften fallen, anwendbar sein.54

Künftig werden die Vorschriften, die die Marktüberwachung harmoni-
sierter Produkte betreffen, durch die Verordnung (EU) 2019/102055 gere-
gelt. Diese trat nach Art. 44 VO (EU) 2019/1020 am 15. Juli 2019 in Kraft
und gilt grundsätzlich ab dem 16. Juli 2021.56 Durch diese Verordnung
werden die Vorschriften der VO (EG) Nr. 765/2008 betreffend die Markt-

im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung
der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates, ABl. L 218 v. 13.08.2008, S. 30 ff.
(im Folgenden „VO (EG) Nr. 765/2008“).

50 Langner/Klindt/Schucht, in: Dauses/Ludwigs, EU-WirtschaftsR-HdB, C. VI. Rn. 6.
51 Erwägungsgrund 1, 2 der VO (EG) Nr. 765/2008.
52 Erwägungsgrund 26 der VO (EG) Nr. 765/2008.
53 Erwägungsgrund 30 der VO (EG) Nr. 765/2008.
54 Erwägungsgrund 30 der VO (EG) Nr. 765/2008; vgl. auch Langner/Klindt/Schucht,

in: Dauses/Ludwigs, EU-WirtschaftsR-HdB, C. VI. Rn. 39; Schucht, DÖV 2014, 21,
23.

55 Verordnung (EU) 2019/1020 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
20. Juni 2019 über Marktüberwachung und die Konformität von Produkten
sowie zur Änderung der Richtlinie 2004/42/EG und der Verordnung (EG)
Nr. 765/2008 und (EU) Nr. 305/2011, ABl. L 169 v. 25.06.2019, S. 1 ff. (im Folgen-
den: „VO (EU) 2019/1020“).

56 Früher, bereits zum 1. Januar 2021, gelten die Vorschriften zum neu eingerichte-
ten Unionsnetzwerk für Produktkonformität, Art. 44 Satz 2 VO (EU) 2019/1020.

B. Rechtsrahmen

33


